
54 Gesetzblatt Teil II Nr. 4 — Ausgabetag: 12. Mai 1989

— für Nichtübergabe des Analysenzertifikats (§ 86 Absatz 2);
— wie für Lieferverzug bei der Einstellung der Verladung 

auf Grund sich wiederholender Mängel (§ 45 Absatz 3);
— für Nichtverwendung der Ware (§40 Absatz 5);

— für die unbegründete Forderung auf Rückerstattung der 
Zahlung (§ 89);

— für Nichteröffnung des Akkreditivs innerhalb der fest­
gelegten Frist (§ 90 Absätze X und 3).

2. Aus den Tatbeständen, für die in diesen Allgemeinen 
Lieferbedingungen, in einer bilateralen Vereinbarung oder 
im Vertrag keine Konventionalstrafe für die Nichterfüllung 
oder nichtgehörige Erfüllung der Verpflichtungen vorgese­
hen ist, ist der Schuldner verpflichtet, dem Gläubiger den 
verursachten Schaden zu ersetzen.

§82

1. Die Partner werden von der Verantwortlichkeit für eine 
teilweise oder völlige Nichterfüllung der Vertragsverpflich­
tungen befreit, wenn die Nichterfüllung eine Folge von Um­
ständen höherer Gewalt war. Der Schuldner, der sich im 
Verzug befindet, ist jedoch nicht berechtigt, sich auf Um­
stände höherer Gewalt zu berufen, die während des Ver­
zuges eingetreten sind.

2. Unter Umständen höherer Gewalt werden Umstände 
verstanden, die nach Vertragsabschluß im Ergebnis unvor­
hergesehener und durch den Partner unabwendbarer Er­
eignisse außerordentlichen Charakters entstanden sind.

3. Die Partner werden gleichfalls von der Verantwortlich­
keit für eine teilweise oder völlige Nichterfüllung von Ver­
tragsverpflichtungen befreit, wenn dies aus einer bilatera­
len Vereinbarung oder aus dem Vertrag hervorgeht.

4. Die Partner werden nicht von der Verantwortlichkeit 
für eine teilweise oder vollständige Nichterfüllung der ver­
traglichen Verpflichtungen befreit, wenn diese Nichterfül­
lung eine Folge einseitiger Akte eines kompetenten Staats­
organs' (insbesondere Akte auf dem Gebiet der Planung und 
Leitung) war und diese Akte nicht den Charakter eines all­
gemeinen Verbots in bezug auf Export- oder Importopera­
tionen tragen sowie keine Quarantäne-, Sanitär- und Vete­
rinärverbote sind.

5. Die Beweislast über das Vorliegen von Umständen, die 
den Schuldner von der Verantwortlichkeit für eine Nicht­
oder nichtgehörige Erfüllung von Verpflichtungen befreien, 
trägt der Schuldner.

§83

1. Der Partner, für den die Erfüllung der Vertragsver­
pflichtungen infolge der im § 82 genannten Umstände un­
möglich geworden ist, muß den anderen Partner über das 
Eintreten dieser Umstände unverzüglich, jedoch innerhalb 
der Frist zur Erfüllung der Vertrags Verpflichtungen, schrift­
lich benachrichtigen. Die Benachrichtigung muß Angaben, 
über das Eintreten und den Charakter dieser Umstände und 
ihre möglichen Folgen enthalten. Der Partner muß den an­
deren Partner gleichfalls unverzüglich vom Aufhören dieser 
Umstände schriftlich benachrichtigen.

2. Die Umstände, die die Partner von der Verantwortlich­
keit für eine völlige oder teilweise Nichterfüllung des Ver­
trages befreien, müssen von der Handelskammer oder einem 
anderen kompetenten zentralen Organ des betreffenden 
Landes bestätigt werden.

3. Die Nichtbenachrichtigung oder nicht rechtzeitige Be­
nachrichtigung des anderen Partners durch den Partner, für 
den die Erfüllung der Vertragsverpflichtungen unmöglich 
geworden ist, über das Eintreten von Umständen, die ihn

von der Verantwortlichkeit befreien, hat den Ersatz des 
Schadens zur Folge, der durch die Nichtbenachrichtigung 
oder nicht rechtzeitige Benachrichtigung verursacht wurde.

§84

1. In den im § 82 vorgesehenen Fällen wird die -Frist für 
die Erfüllung der Vertragsverpflichtungen entsprechend dem 
Zeitraum verlängert, innerhalb dessen solche Umstände und 
ihre Folgen wirken.

2. Wenn diese Umstände und ihre Folgen bei Waren, de­
ren Lieferfristen 12 Monate vom Zeitpunkt des Vertrags^ 
abschlusses nicht übersteigen, länger als 5 Monate oder bei 
Waren, deren Lieferfristen mehr als 12 Monate vom Zeit­
punkt des Vertragsabschlusses betragen, länger als 8 Mo­
nate andauern, so ist jeder Partner berechtigt, von der wei­
teren Erfüllung des Vertrages zurückzutreten. In diesem 
Falle ist kein Partner berechtigt, vom anderen Partner den 
Ersatz eines eventuellen Schadens zu fordern.

3. Ein Partner ist berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten, 
wenn er den Rücktritt von der Erfüllung des Vertrages vor 
Beginn der Erfüllung der Vertragsverpflichtungen durch den 
anderen Partner erklärt, jedoch nicht später als 30 Tage, ge­
rechnet vom Zeitpunkt des Ablaufes der Frist von 5 bzw. 
8 Monaten, die im Absatz 2 dieses Paragraphen vorgesehen 
ist.

4. Die Bestimmungen dieses Paragraphen hinsichtlich der 
Verlängerung der Fristen für die Erfüllung von Verpflich­
tungen erstrecken sich nicht auf Fixgeschäfte.

§85

1. Bei Lieferverzug gegenüber den im Vertrag festgeleg­
ten Fristen zahlt der Verkäufer dem Käufer eine Konven­
tionalstrafe, die vom Wert der nicht fristgemäß gelieferten 
Ware berechnet wird.

2. Wenn in einer bilateralen Vereinbarung oder im Ver­
trag ijichts anderes vereinbart wurde, wird die Konventio­
nalstrafe vom ersten Tag des Verzuges an in folgender Höhe 
berechnet:
— im Laufe der ersten 30 Tage — 0,05% für jeden Tag;
— im Laufe der nächsten 30 Tage — 0,08% für jeden Tag;
— im weiteren 0,12 % für jeden Tag des Verzuges.

3. Bei Verzug mit der Lieferung von Ersatzteilen für im 
gegenseitigen Handel zwischen den RGW-Ländern gelieferte 
Maschinen und Ausrüstungen gegenüber den im Vertrag 
festgelegten Fristen, wird die Konventionalstrafe, sofern in 
einer bilateralen Vereinbarung oder im Vertrag nichts an­
deres vereinbart ist, vom ersten Tag des Verzuges an in fol­
gender Höhe berechnet:
— im Laufe der ersten 15 Tage — 0,05% für jeden Tag;
— im Laufe der nächsten 15 Tage — 0,08% für jeden Tag;
— im weiteren 0,12 % für jeden Tag des Verzuges. 4

4. Die Gesamthöhe der in den Absätzen 2 und 3 dieses 
Paragraphen vorgesehenen Konventionalstrafe darf jedoch 
8 % des Wertes der Ware, bei deren Lieferung Verzug ein­
getreten ist, nicht übersteigen.

§ 86

1. Wenn der Verkäufer eine technische Dokumentation, 
ohne die die Maschinen oder Ausrüstungen nicht in Betrieb 
gesetzt werden können, verspätet übergibt, hat er eine Kon­
ventionalstrafe zu zahlen, die vom Wert der Maschinen oder 
Ausrüstungen berechnet wird, auf die sich die technische 
Dokumentation bezieht, und zwar in der Art • und in der 
Höhe, wie das im § 85 Absätze 2 und 4 festgelegt ist. Wenn 
der Verzug mit der Übergabe der technischen Dokumenta-


